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Jede Gebietsreform will durch Zusammenschlüsse zu g r o b  Einheiten die 
V- der Gemeinden und Landkreise si&icen und ihre Leisamgs- 
f$higiteit verbesseni. Deshaib sind in vielen Staaten Westeuropas seit dem 
Ende des Zweiten Weltlaieges Gebietsrefim vollzogen worden (zB. 
Schweden und Großbritannien). Auch in den meisten Ländeni der Bundes- 
republik Deutschland haben bis in die Mitte der siebziger Jahre Gebietsre- 
formen stattgefunden (NiederSachsen, Nordrheh-Wden, Baden-Waräem- 
berg, Bayern und ~heinland-~falz).l 

Die Hessische Landesregierung strebte etwa seit En& der sechziger Jahre eine 
St&kung der Verw- auf Gemeindeebene in Fonn von kommunalen 

i( Gebietswfwmen an, da durch die sühulige Zunabme der OEendichen Auf$@en 
I 
I vor d e m  die kleinen Gemeiuden mehr und mehr iiberfOrdert waren. 
L 

I3 In Hessen hat zuniichst von 1969 bis 1972 der Hessische Minister des inneren 
(HMdI) die Offentlichkeit eingehend aber Ziele, Gr[fnde und Varhaben der Ge- 
bietmfonn unterrichtet. Bereits in dieser Phase haben sich zahlreiche Gemein- 
den auf fhiwdiiger Basis zusammengeschlossen (2.B. Kkenbach, Krs. 
Wetzlar, und Heuchelheim, Krs. Gießen, 1968; Rödgen und AU- 
Krs. Gießen und Gießen, 1971). Durch erhahte Schimizuweisungen hat das 
Land hiwiliige gemeindliche Zusammenschl~ gdhdert. 

Im Februar 1972 brachte die Hessische Landesregierung ihre Gesetzentwlh.fe 
tIh. die Neugiiedenmg auf der Gemeinde- und Kreisebene ein. Jeder Gesetm+ 
voriage ging eine dre imdge Anh6nmg der beüoffenen GebietskOrper- 
s c m  voraus. 

Es galt, die zahlreichen meist ehrenamtlich verwalteten Kleingemeinden zu 
leistungsfähigen und ilberschaubaren Verwaitungseinheiten zusammemub- 
Sen. 

Im Jahre 1945 bestanden in Hessen 2.71 1 Gemeinden. Bis zum Jahre 1968 hat 
sich diese Zahl auf 2.684 vermindert. Davon hatten 2.274 Gemeinden weniger 

1 ~ ~ ~ & x S t a d t ~ a h u , i i r s g . z ~ ~ G r ( h i m o o g s n i b a n d ~ ~ " , ~  
1976, S. 38 
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als 1000 ~inwohner.2 Heute gibt es in Hessen 421 krehugehtkige Ge- 
meinden, danmter sieben Stildte mit SondersMus nach 4a Hessische 
Gemeindeordnung (HGO), 5 krekhie S m  und 21 Landkreise. 

Weiche Rechtsformen der kommunaien Zusammenarbeit im Hinblick 
auf Gemeindeauirmmenschiüsse gibt es? 

ZMächst muß man zwischen freiwilligen Gemein&zmmmemchlüssen per 
ChtnzWerungsverträgen g 4  9 16 HG0 und zwangsweiser Fusion durch 
Gesetz unterscheiden. 

Au6erdem sollte unterschieden werden zwischen Eingemejnduugen und Zu- 
sammemdüssen. 

Von einer Eingemeiirdung spricht man, wenn eine Gemeinde einer anderen be- 
stehenden Gemeiiade angegliederi wird, ihre Rec-chkeit und i h m  
Namen d g i i  (z.B. D o r n h o b  wird ein Ortstd der Gernemde "Lang- 
g-") 

Von einem G e m e i n ~ e ~ ~ : h l u ß  kam man sprechen, wenn zwei oder 
mehrere (gleichberechtigte) Gemeinden zu einer newn Gemeinde aisanmien- 
geschlossen werden und ein neuer Namen geschaffen wird @.B. Kmfdon- 

L Glei- iamsbach und W h  bilden die Gemein& "Wetteaibergn). 

L Die Fürdenmg der Sei- und Memsmver&etung der SStadäeile 
kam durch die Eimichtung von Ortsbezlliren imd der damit verbundenen Bil- 

I 
i dmg VOR OrtsbehIüm nach 99 81 und 82 HG0 erreicht werden. 

Zu &n hiwiiiigen Formen einer gemeindlichen Zusammenarbeit Mi Vorfeld 
von Zusmmenschltissm zahlen unter anderem 

die kommu.de Arbeitsgemeimchaft (ohne eigene RechtqxWhüchkeit) 
nach 99 3ff Gesetz über die konmiimale G e i n e i n s c w t  (KGG) 
der Zweckverband (mit eigener R e c ~ n l i c h l c e i t )  nach 
99 5ff KGG 
öffentlch-rechtliche Vereinbanmgen nach $9 24ff KGG 
der Gemein-@verband und V d t u n g s w h a f t  nach 
99 30ffKGG 

Stargardt, Hans Joachim, ~ h e s  K-ht, Herfbrd, 1987, S. 61. 
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Konzeption der Landesregierung mr Neuordnung 
auf Gernemdeehe 

in der Gesamtkonzeption der Landesregierung im Jahr 1969 wurden folgende 
Mahbmen parallel angewandt3 

- Das Gesetz &er die K o m m d e  G e m e i n S c M t  (Km) vom 
16.12.1969 wurde verabschiedet. 

Dieses Gesetz solite die k o m m d e  Gemeinschafhabit stärken und 
gleichzeitig als GewOhn-zeB für ein eventuelies sp#eres 
Zusammengehen und somit ais Vorstufe für Zusammenschllasse zu 
Einheitsgemeinden gesehen werden. 

- Die finwiaellen Hilfen für die Gemeinden wurden verbessert. Im Rahmen 
des Fhamausgleichgesetzes (FAG) sollten durch hohere 
Schlibwlaiweisungen freiwillige Zusammenscbbse beziehungsweise 
Eingemeindungen inn-b ei- ner bestimmten Frist gefbdert werden. 

Ilr - Eine Verwaltungsfuuktionalrefom sollte durchgern werden. 

Die SachabWe der Verwaltungst&igkeit der Gemeinden sollten unter 
W- der elektronischen Datemixmbi~ durch die Hessische 
Zentrale für -tmg @-UD) und der Kommden 
Gebietsrecheiuentren (KGRZ) neu geordnet werden. 

- Eme Modeilplanung für die gebietiiche Neuordnung auf Gemeiudeebene M 
Hessen wurde aufgestellt. 

Die Modellplanmg en-t konkrete Vorstellungen zur gebietlichen Neuord- 
nung. Sie sollte ais Diskussionsgnmdlage für aile zm Eatscheidung und Mit- 
wirkung benrfenen Krllfte dienen. In ihr sind die topogmjhhhe d land- 
schaftliche Struktur, die Okonomiisch-stdtmellen Verfle&mgen, die Ver- 
keimVerbindungen und Entfmungen, besteheMte und geplante verbads- 
d i g e  die ü'berschaubadceit des Raumes, die V d -  
amltrkrsq stärkende und ausgleichende Zuodmmg, Nutzung der EDV, 
optimaie Einwohmdxmiche, Einräumigkeit der Verwaituug, Integrations- 
werte und Gesichtspunkte zum Stadt-Um-land-Problem ber[ichtigt. 

b ~ H M d l Z u r P l a m i n g ~ N t x m h m g a u f ~ d e r i u i n ~ ~ 1 % 9 ,  
S. SB 
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Gebietsreform im Hinblick auf die Stadt Gießen 
Die Stadt Gießen von 1939 bis 1971 

Die Stadt Gießen von 1971 bis 1976 
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Die Stadt Lahn von 1977 bis 1979 

CA@# - b;u- ~ s e , ~  

Die Stadt Gienen seit 1979 
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Die Besonderheiten bei der Entwicklung der 
Stadt Gießen 

Die Stadt Gießen nimmt seit mehr als hundert Jahren die Funktion eines Ober- 
zentnmis wahr. Gießen war lange Zeit nicht nur Sitz der Kreisverwaitung, son- 
dern auch Hauptstadt der Provinz Oberhessen im Großherzogtum Hessen- 
Damstadt und im Volksstaat Hessen. 

Oberzentre-n decken den allgemeinen [...I und spezifischen Bedarf eines ausge- 
dehnten ~influß~ebietes.4 

Gießen ist Einkaufsstadt mit mehreren großen Waren- und ~~ (mit 
relativ großer Fußgiingezzone) aber auch mit Spezialgeschilfb fIfr hochwerte 
und teure Waren. 

Seit 1907 hat Gießen ein Stadtiheater (mit Schauspiel, Oper, Opereäe, Musi- 
cal, Tanziheater, Sinfoniekonzerte)), dem auch ein T h d o  mit Kontrast- 
programm vor d e m  für junge Besucher angeschiossen ist. Daneben gibt es auf 
privater Ebene weitere Theaterinitiativen. 

Hier sind Museen und Chddegallerien angesiedelt (Oberhessisches Museum 
mit Gailscher Sammlung, Liebigmuseum). 

Gießen ist Sitz von Behörden (2.B. Regienmgspräsidium, Kreisverwaltung, 
Fernmeldeamt, JustizbehOrden, Arbeitsamt, Finanzamt,div. Bundes- und Lan- 
&Samter) und von WirtscWerbänden (2.B. Industrie und Handeiskammer). 
Handelskammer). 

An Hochschulen existieren in Gießen die Justus-Liebig-Universität, die Fach- 
hochschule Gießen-Friedberg und die Verwaltungsfachhochschule Wiesbaden, 
Abteilung Gießen, mit insgesamt über 26.000 Studierenden, sowie die städti- 
sche Volkshochschule mit Ca. 18.000 ~bsolventen.5 Daneben gibt es ein brei- 
tes S p e h  an Fachschulen, Sonderschulen, Benifschuien und allgemeinbil- 
denden Schulen. 

Neben dem Klinikum der Justus-Liebig-Universittlt mit seinen Spezialldiniken 
gibt es in Gießen folgende KrankenMuser: St. Josefs Krankenhaus, Evangeli- 
sches Krankenhaus, das Krankenhaus der Balserischen St ihg,  Bundeswehr- 

Dloczik, S c W ,  Sterna@: Der Fischer Info- Bwkmjnblik k ~ I ~ ~ h h d ,  Franlfurt 
am Main, 1982, S. 64 
SM8chcr  J-cht 1990, Hrsg. Universi- Gießes 1991. 
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krankenhaus, Klinik Seltersberg der Landesversichenmgsamtalt und das Psy- 
chatrische Krankenhaus des bdeswohU&tmAmdes Hessen. 

I 
Es g i i  in Gießen 27 Turn- und Sporthallen, 2 Hallenbikk, 3 Frei*, 16 

I Sportplatze sowie viele andere Sport- und Vergnügungsstlkbn. 

Außerdem ist GieSen Milit&shndort. 

Auf der relativ Meinen Stadtgebietdiäche von 72,55 Qmhtkilometer wohnten 
1990 74.497 Menschen.6 Dabei sind die anwesenden Soldaten mit ihren 
Familien nicht bemcksichtigt, ebensowenig etliche Studietende, die sich nicht 
umgemeldet haben, sowie Personen, die im Zentralen Auhbmeiager des Lan- 
des Hessen leben und nicht meldepflichtig sind (Aussiedler und Asylbewer- 
ber). 

Wenn man zu der WohnbevOIkenmg G i e k  die aber 60.000 Arbeitspb in 
Gießen und die Umlandbev~kenmg, die die Eimichtung in der Stadt (z.B. 
Schulen, Hochschulen, Kaufhauser, KrankKrankenhauser) ~ u c h e n ,  himwihlt, 
kommt man tagsaber auf die BevOIkemg einer Groflstadt. Durch das groBe 
Unteddtmgsmgebot (Kmxpenszene, Abendv-gen) liegt die Zahl 
der sich tats8chlich in Gießen aufhakmden Menschen auch abends weit über 
der ofnziellen Einwohnerzahl. Daraus ergii sich, da6 Gießen enorme Aufwen- 
dungen im i d b t n b ~ l l e n  Sektor zu leisten hat (Straßen, "Gießener Ringw, 
c)ffentlicher Personenuahverkehr u.v.~). 

Durch die relativ Meine Stadtgebietsfläche sind die Kapazitäten an Wohnge- 
biets- und Gewerbegebietsfliichen nahezu ausgesch6pft. 

Da die Stadt Gießen auf diesen beiden Gebietssektoren nicht beliebig weit 
expandieren kam, kommt es zu Gewerbeabwanderungen ins Umland (z.B. 
nach Buseck, Femwald, Pohiheim und Linden). Außerdem erwerben bauwii- 
lige zahl-ge Gießener mangels Baup1iüm.1 innahdb des Stadtgebietes 
solche, die dazu nach einen wesentlich niedrigeren Preis haben, im Umland 
(z.B. Wetienberg). 

Die Folgen hiervon sind, daß die Stadt Gießen irotz ihrer hohen I n f i a s w -  
aufwendungen, Einnahmen aus der Gewerbesteuer verliert und die Gemeinde- 
anteile an der Einkommensteuer stagnieren beziehungsweise sinken. 

StaQe haben im Gegensatz zu Dörfern eine stiidcer heterogene Bev6Ikenmgs- 
stniktur, durch die intensive soaale Beaehungen erschwert werden. Geringe 
Nachbarschaftskontakte lassen das Bild der "anonymen Stadtn entstehen. Diese 



Anonymität wird von bestimmten BevOIkenmgsgruppen (2.B. Arbeitslose, 
Sodhü6eempfanger) gesucht, wodurch unter Umsthien Wohnviertel an 
Wert verlieren kamen. Das kann andere schlieBlich zum Wegzug aus der Stadt 
bewegen. Aus diesen Grüuden erhohen sich die sozialen Folgeleistungen fik 
die ~tadt.7 

Durch die notwendige, aber leider fehlgeschlagene Bildung einer Großstadt im 
miüieren Lahntal (bestehend u.a. aus den St&dten Gießen und Wetzlar) und da 
sich daraus ergebeden m3dxkn politischen Landschaft, ist die Berehchaft 
zur M e r u n g  der Stadt Gießen bei den heimischen Poiitikern sehr gering, 
weil dies Mitte bis Ende der siebziger Jahre auf heftigen Widerstand bezie- 
hungsweise Inakzeptanz in der BevOIkerung stie0. 

Dennoch ist es nach Meimmg der Veralsser innerhab der nächsten Jahre eine 
Arrondierung Gießens, verbunden mit deren Krei&eiheit, unumg&güch. 

Gricgdlnderangen im Beieich der Stadt Gie6en 

1. Die E i e r u n g  der Gemeinden Meidinden und Wieseck 
sowie der Staatsdomine !MMenberg 

Durch ein Dekret des Gauleiters in Hessen-Nasm sollten 1939 die Gemein- 
den Heuchelhcim, K l w  und Wieseck, sowie die S- Schiffen- 
berg der Stadt Gießen eiuverieii werden. Die Gemeinde Heuchelheim komrte 
sich durch den Einspruch bekannter Personen (einthi&eicher Industrieller) dem 
Diktat entziehen.* 

Aufgnmd dieser Bestrebungen wurden g d  der ## 13ff Deutsche G e m h b  
ordnung @GO) Kleinlinden und Wieseck am 1. April 1939 in die Stadt Gießen 
eingegiiedert, die danmih kreisfrei wurde. Das gemeindefreie Gebict Schif- 
feahrg kam ebenfalls zur Stadt Gießen. 

Ohne die Btbgerschaft zu hgen, wurde die kleine G e b i d m  im gewobn- 
ten Stil dez nationalsozialihhen GewabxmM vollzogen. Widerstand 
war zwecklos. 

Zur Manifestiemg wurden zwar VertrClge zwischen der Stadt GieBen und 
Kleinlinden beziehungsweise Wieseck abgeschlossen, die aiierdings ledighch 
&khatolkhenCharakterhatten. 

FnCdnChG. Nrgcn: Dic Stedte in den 80tr Jabna, Opladen, 1985 
8 aswald, Aibm, ix 100 Jahre SPD-OrLguerelli Gidkn-wkedc, mg. SF'D-oImweh Gic&a- 
W~1990, S. 112. 
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Für Gießen unterzeichnete am 5. Dezember 1938 Oberbürgennehbx Ritter, fZtr 
Wieseck Bürgermeister Euler, und für Kleinlinden Btügemeister Fischer die 
jeweiligen Verträge. Mit der Besüüigimg der Verüiige durch den Reichssbü- 
haiter in Hessen, Sprenger, am 3. Januar 1939 traten sie am 1. April 1939 in 

Aus dem W t  beider Vertrage geht hervor, da0 das Orisrecht der beiden 
ehemals selbsüindigen Gemeinden bis auf weiteres erhaiten b l e i i  sollte, 
ebenso die bestehenden Einrichtungen wie Feuerwehr, Feldgeschworene, Ge- 
meindehiiwr, Faseltierhaitung, ScblachtMuser (bis 31. Mila 1942), F&- 
höfe, K l e i d h b s  Nubmgmcht am Stastswald @ünsberg) und das Gemein- 
debackhaus in Klenilinden. 

Der Gießener Anzeiger berichtet am 13. Februar 1950 von einer Bürgerver- 
sammiung vom Vortag in Gießen-Wieseck, die eine Resolution mit dem Ziel 
der Loslhmg Wiesecks von Gießen ved6te. Eine grob Mebrheit der 500 
Anwesenden siimmte dieser Resolution zu. Allerdings waren zu diesem Zeit- 
punkt die Stadtteile Kleiniinden und Wieseck schon viel zu sehr mit Gießen 
verfiochten, u.a. war e t s  das Stra6enbahmetz bis in die beiden Stadücile 
ausgedehut worden, als da0 dieser Initiative noch Erfolg beschieden gewesen 
wäre. 

2. Die Grenzänderungsverträge mit den Gemeinden AiiendoryLahn 
und Ragen 

Sowohl die Gemeinde AllendorfLh als auch die Gemeinde Radgen geh- 
seit 1821 nmi Landratsbezirk Gießen (seit 1832 "Landkreis Gießen") der Pro- 
vinz Oberhessen des GroBhenogtums Hessen-Damsbdt. 

In der Modellplanung des HMdI vom Juli 19699 wurde die Bildung eher 
Gemeinde- "Großen-Buseck" mit den Gemeinden Alten-Buseck, Arme 
rod, Beuern, hßen-Buseck, Rödgen und Trohe empfohlen. 

Diese Gemeindegruppen sollten die -etlichen Begmmmg fb Orgauisa- 
ticmsebheitm der kommunaien GemeinSc- darsteilen (Gemeindever- 
waitmgsdmd imd Vemahmgsgemehshait). ImierhaIb die& Gemeiiade 
gruppen wurden einzelne Gemeindezusammenscbse empfohlen, so z.B. eine 
Emheitsgemeinde bestehend aus Alten-Buseck, Rödgen und ~rohe.10 

Zur Zeit der Lan&smodeiiplanung b i i h  die Gemeinden All- und 
Heucheiheim eine Exklave des Ladkreises G i e k  denn zwischen dem ei- 
gentlichen Kreisgebiet des Landkreises Gießen lag der Stadtkreis Gießen 
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- Weiter wird behauptet, daß bei& Gemeinden verkehmdig im ausrei- 
chenden Maße miteinauder verbunden seien. 

Tatsache ist aber, da6 zwischen beiden Orten keineriei Bus- oder Bahuver- 
bindung lag. Um von AiiendoriKah nach Heucheiheim zu gelangen, m u h  
man erst mit dem Postbus nach Gießen und dort in den Bahnbus nach 
Heuchelheim umsteigen. 

- Bemdenswert ist außerdem, da6 imtz der Tendenz beider Gemeinden nach 
Gießen eine Anghedenmg an die Stadt Gießen nicht empfohien wurde. 

Wegen der zwischen beiden Gemeinden in Mere r  Zeit msandenid liegenden 
Lahn kam es sehr oft zu Gmwdreitigkeiten. Eine Brücke über die Lahn wurde 
erst Anfang dieses Jahrhunderts errichtet. Einzige Gemeinsamkeiten beider Ge- 
meinden waren die Zugeh&igkeit zu Hessen und die gemeinsamen Gemat- 
be an der Lahn. 

Die Gemeinde AiiendodXah tendierte in den flinfiiger Jahren und zu Beginn 
der sechziger Jahre, bedingt durch Zweckvehudsverflechamgen zur Gemein- 
de LI#zeIlinden ( Z w e c k v h d  "Mitteipmktschwimmbad Lindbachtal") und 
den anderen Kieebach- und Lückebachgemeinden (Zweckverbad "Abwasser- 
verband Kieebachtai"). Wegen eines gemeinsamen Pfammtes (bis 1957) und 
eines gemeinsanien Telefonortsnetzes (Vorwahl 06403) waren auch Verflech- 
tungen mit der Stadt GroBen-Linden v h d e n .  

Als schlieBlich eine Schulreform staühd, und fiir die AUendorfer Schüle- 
rinnen und Schüler eine gemeinsame weiteailkende (Mittelpmkt-)Schule ge- 
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sucht wurde, stand plOtziich die Gemeindeverbtmg von A i l e n m  vor 
der Frage, ob man einen SchulZweckverband mit Ltitzdhden und G r o b -  
Linden oder mit Gießen eingehen solite. 1965 entschied sich die - 
wrhtmg von Ab&dKab schkBlich für die Gritndung cineß "Schul- 
zw- G i e k  - A i i e m h f h h n ,  mit dessen Mitteln die "Brtkh- 
Grimm-Schule" m G i e B e n - m  errichtet wurde. In den Foigejabren war 
u.a. wegen der S o h p l ~ d e n m g  unbedqt eine Busv- nach Gies- 
sen, bzw. Giek-Kleinünden erforderlich. Man tendierte immer stäricer nach 
Gie0Gn. 

Als der Bau der geplanten Mehnweckhaüe M Auen- (43 Mo. DM) 
ftir die i i n m a c h e  Gemeinde nur noch dilrch den Verkaufdes Gemein- 
dewaldes am "Hoppenstem" an ein g r o k  B-en )manzierbar 
erschien, das dort ehe Hotelsiedlung auf gerodeter F k h e  enichtm wollte, bot 
plablich der Gie&ener Obexbtgenneister Schmik dem GemtlIidewrrstand 
bcieinerEingüederungiigchGießendieersehnteStadtbusv~ddie 
Fimmkmng der Melnzweckhaüe an.12 Nach einer Bifrgerversarmahmg und 
~ G e m e m d e r a t s s i t a m g e n w u r d e h ~ ~ s o d a 6 p e r G r e n z -  
Hn- AU- am 1. Okfober 1971 ~~ niit Radgen 
der kzebfbien Stadt G i e k  angeschlossen wurde, nachdem auch die Stadtver- 
ordnetavemmmb~ nach 6 51 Nr. 4 HG0 und das R e g i w  . . in 
Diamistadt q p h m t  hatten. Weil durch diese Vertri4ge auch die Kreis- 
g t e m e ~ v d h i d e r t ~ s i i m m t e g e m 8 ß Q 3 O N r . 3  HessischeLandkreis- 
ordnung (HK01 auch der Kreistag des Landkreises Gießen dem Anschluß 
Radgens und Ai iendd an Gießen zu. 

I 
A m n w  Interessant erscheint den Verfiissern an dieser Stelle ein Interview 
mit zwei langjikigen Kommuuaipolitikean A 20. Jafirestag des Anschhisses 
an GieBen, abgedm& in der Ortszeitmg "Ailemkder Nachrichten" Nr. 10, 
Jahgmg 4, Juni 1992, Seite 5 (Siehe Anlage) 

Inhalt der GreuzändemgsverMLge 

Seit Ende er sec* Jahre wurde sowohl auf Jadesebene als auch auf kom- 
m d e r  Ebene ehe Grofkhdt im mittleren Laimtal aqpüebt. Diese ist nicht 
n u r a z l s d e n T ~ ~ d e r ~ d e r b e l r o ~ e n G e -  
meinden, sondern auch aus den Gremhdenmgsvem@e ersichtlich. 

F l2 W,Tbnm~Diepditindie wnAUendorULahnim20.Jahrbrmdat .k~pa 
1200 Jdufdu. iirsg. U--%a, 1990, S. 137E 
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So haben 2.B. die RhnbeIn der beiden GremihdenmgsvertrJree zwischen 
Gießen und AUendodiaim beziehungsweise Rodgen folgenden wortlaut:13 

"Im Hinblick auf die angestrebte Neubildung einer kreishien Großstadt M 
Bereich des mittleren Lahntais schließen die Universiitatsstadt Oie- vertre- 
ten durch den Magistrat, und die Gemeinde Auen- (beziehungsweise 
Ragen), verbreten durch den G e m e i n k m  gemäß Q 18 der Hessischen 
Gemeindeordnung i.d.F. vom 1.7.1960 (GVBI. I S.103) und mit Zustimmung 
der beiden Vertretungsk&perschahn folgenden Gremihdenmgsvertrag. Der 
Abschluß dieses Vertrages soll nach Auffassung der Verhgschlieiknden der 
erste Schritt auf dem Wege zum Zusammenschhrß aller bisher selbsüindigen 
Stirclte und Gemeinden in der Kenizone Gießen - Wetzlar sein." 

Grenzändeiungsvertmg zwischen AiiendorYLahn und G i e k  

Aus Grunden des Offentlichen Wohls wurde der Gxmilndenmgverüag zwi- 
schen Ailendo&Laim und Gießen (Gm-A) am 1 1. Mai 197 1 fifr den Magis- 
trat der Stadt Gießen durch Oberbfirgemiieister Schneider und S- 
OBwald und fI& den Gemein-d der Gemeinde AuladorYLghn durch 
Btirgermekbr Binz und dem Beigeordneten Ruddies unkneichnet. Regie- 
rungqxibident Wierscher, DDIwistadt, hat ihn unter genqgfbgigen Abibde- 
rungen am 30. September 1971 genehmigi, so da6 die Eingemehbg ent- 
gegen Q 2 Satz 2 Gm-A (mprtiugi~ch zum 1. Juli 1971) zum 1. Oktober 1971 
volizogen wurde. 

Zum Inhalt: 

Neben der Gesamtrechtsnachfolge wurde vereinbart, da6 Hausschlachtungen 
(und der Metzgereibeirieb) im Gebiet der ehemaiigen Gemeinde AuendorY 
Lahn vom SchhchthofZwmg &gestellt werden, die Miibbfubr wie seither 
durch einen privaten Unternehmer durchg- wird, eine Verwaltuagsstelle 
eingerichtet wird, der Ortsgerichtsbeziric erhalten b l e i i  ein Schi-- 
bezirk eingerichtet wird, die Grundschule bestehen bleibt. Auch sollte die Ein- 
richtungen Iändlichen Charakters wie B a c k ,  Viehwaage, Vatertierhaltung 
u.a. erhalten bleiben. Das Wohngebiet der Gemeinde mu6 gemilß Q 19 GAV-A 
an das NahVerkehrsnetz augeschlossen werden (Am 1. Januar 1972 fubr der 
erste Stadtbus nach G i e ß e n - A u w .  Der Bau des Sport- und Kultunen- 
tnims (MehrzwecWe) soii nach vorhandenen P h e n  f0rtgefilh-i werden. 
Rücklagen der ehemaligen Gemeinden sollten nur zweckgebunden tlü Maß 
nahmen im Stadtteil Gießen-Ailendorf eingesetzt werden. 

13 -.mkhtn Gielkn nnd A h d o d h b  bzw. RWgcn in: Gieilara Sidrechi, 
S-d der wichtigsten Rah&- und Vuwal- Hrsg. Magistrat der U- 
Gaeil. 
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Die Stadt wurde 

~ ~ e a d o r f a r c i d e r ~ ~ c t i a ~ ~ e g c 1 ~ & e n ~ 3 ~ 2 m . ~ e r ~  

150.000,- DM, KHcdieanamwiaruaig 130.000,-DM, 
150.000,-DM, Kaaa;lbau 100.000,-DM ued far dk Eniobtilog der W- 
zweddde 2.000.000,- DM (Rtst) vorgedm wenden mibwn. 

E b e n f a l l s a l l S G r t i a d e n d e s ~ ~ ~ W ~ w u t d e d e r ~  
vcrbag zwischc9t. ~tidgm und Gie&n (GAv-R) am i 1 . N  1971 fga dem 

Zum Inhalt: 

Neben der Gesamtrechtsnachfolge wurde vereinbart, daß der Benutzungs- 
zwang hinsichtlich des Gießener Schlachthofes fIir Hausschlachtungen und der 
in Ragen ansibsigen Mekere i iebe  freigestellt wird, die MiUabMr wie 
seither durch einen privaten Unternehmer durchgembrt wird, eine Verwal- 
tungsstelle eingerichtet wird, die Gnmdschde bestehen bleibt. Auch sollten die 
Einrichtungen ltlmdlichen Charakters wie Backhaus, Viehwaage, Vatertierhal- 
tung u.a. erhalten b le ib .  Das Wohngebiet der Gemeinde mu6 gemiif3 des § 21 
GÄV-R an das Nahverkehrsnetz angeschlossen werden. Riicklagen der ehe- 
maligen Gemeinden sollten nur zweckgebunden fZir Maßnahmen in Stadtteil 
Gießen-Rödgen eingesetzt werden. 

Die Stadt wurde verpfichtet, einen Ortsbezirk zu bilden, damit zur Fördenmg 
der Selbstverwaltung die Interessenvertretung des Stadtteils durch die Ein- 
richtung eines Ortsbejrates nach §§ 81 und 82 HG0 erreicht wird. Dem GÄV- 
R ist eine Anlage beige@$, der die Beteiligung des Ortsbeirates Gießen- 
Radgen weiter M t  als die gesetzliche Regelungen des § 82 HGO. 
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Der Investitionsplan wurde ebentalls zum Gegenstand des GÄV-R gemacht, 
aus dem hervorgeht, da6 in den Folgejahren u.a. 500.000,- DM fiir den Bau 
eines Kindergartens mit 100 PMzq 150.000,- DM fiir den Bau einer Fried- 
hofshalle und Erweitenmg des Friedhofes, 660.000,- DM fiir den Ausbau von 
Straßen und Feldwegen und 300.000,- DM fiir die Ortssanienmg und die Er- 
weiterung des Kamhetzes vorgesehen werden. 

Absicht des Regionalen Phungsgemeinsebrift 

Der Regionale Raumordnungsplan Mittelhessem aus dem Jahr 1975 sah fiir den 
Gießener Stadtteil Allendorf eine potentielle Siedlungsflache nordlich der be- 
reits bestehenden Bebauung vor. 

Diese Flsche ist als gepiante Wohdxdkhe "Allendorf-Nord" fiir insgesamt 
weitere 2000 Einwohner im Fhchennubmgsplan-Entwurf der Stadt G i e b  
berucksichtigt. Die Wthwhe des A i l M e r  Ortsbehtes nach ehan grOl3eren 
Abstand zum nahegelegenen "Happenstein" (W8idchen) sind m diesem Ent- 
wurf berücksichtigt. Die FULche ist etwas kleiner als im Raumordnungsplan 
vorgesehen. Die ehemals selbstibdige Gemeinde hatte sich im Vorfeld des 
-erüages nicht zu dieser W h e  ge&dki, weil sie gerade die 
ErschlieBung des Baugebietes "KleMlindencr Stra6e/n&dliche der HOC- 
dun:hgdWi hatte. AllendorfLh besaß einen FlaChemutmngsplan im 
Entwurfstadium (# 5 III GÄV-A). 

Der regionale Raumordnungsplan Mittelhessen von 1975 hatte fiir Rüdgen eine 
Industrie- und Gewerbeflache im Süden und eine Ortserweitenmg im Osten 
vorgesehen. Das Industriegebiet "Krebsacker" im Süden (Firma Canon) ist ent- 
standen. Eine Erweitemq dieses Gebietes, wie es insprunglich der Regionale 
Raumodmmgsplan m Richtung S i k h  vorsah, ist deshalb nicht im 
Fhchemutzungsplan-Entwurf berücksichtigt, weil dort mittlerweile ein Natur- 
schutzgebiet ausgewiesen ist. 

Die Ortserweitenmg "Rüdgen-Ost" ist dezimiert im Flschennuhmgsplan- 
Entwurf berücksichtigt. Die Dezimierung beruht auf der Tatsache, daB Teile 
davon mittlerweile als Landschathschutzgebiet deklariert sind. 

Auch hier hatte sich die Gemeindevertretung in der Zeit vor dem Abschluß des 
Gmzibdenmgsverüages nicht g-. 

Die Bildung der Stadt Lahu 

Bereits Ende der 60er Jahre war es der Wille der Laudes- und der Kommunal- 
politiker, ein gern-es Obenmtrum in Form einer kreishien Flschenstadi 
im mitiieren Lahntal zu bilden. Im Juli 1969 legte das Geographische Insiitut 
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Gießen - Wetzlar". Diese arbeiteten u.a. eine Satzuug iRh. den Verwaltungs- 
verband "Mitderes und einen Grenz&denmgsver&ag iRh. die betrof- 
fenen S W ,  Gemeinden und Kreise. Diese Entwürfe wurden aller- nicht 

t 
bexücksichtigt, weil der Hessische Landtag nach einer Anhünmgsphase am 

I 
13. Mai 1974 fiir das "Gesetz zur Neugiiederung des Dillkreises, der Land- 
kreise Gießen und Wetzlaa und der Stadt GieBen" beschloB. Nach Q 36 des 
Neugiiedenmgsgesetzes soilte ein G r ü n d u n g s v ~ d  in F m  eines Zweck- 

i 
k 

verbandes ge@det werden, der aus einem 16kapfigen V-orstaud und 1 
87 V-unetgliedem bestand. Er hatte die Auf.., den 1 
Zusammenschluß zur Stadt Lahm vornibereiten. 

I .  einzelnen sollte er vorbereitende Arbeiten leisten fiirl7 

die AuMeIiung des Generalverkehrsplanes 
die A-ihmg eines umfassenden Ver- und Entsorgungsplanes 
die Bildung eines Verk-undes 
die Enichtung eines Riidchaitebeckens und eines Freizeit- und 
wassersp- 
die Planung des Verwai- 
denEalaßeinesemheitlichen-hts 
Adideiimg, Aadening imd Aufhebung des mhemiukungsplaues 
Indtionsplammg im Sinue der M g e n  Stadtentwckhmg 
Wiaiive zur Schaffung von -gen 
Koopedon mit den b l n e n  Verbandsmtgiiedem 

Am 1. Januar 1977 entstand schlieBlich aus den Sttidten Gießen (mit Allen- - Kie idhb ,  R&igen und Wieseck) und Wetzlar (mit W), sowie 
aus den Gern- Atzbach, Dutenhofen, G a h n h h ,  Hennannstein (mit 
Blasbach), Heuchelheim (mit Kinzenbach), Kmfdo~fdorf-Glleibberg, LaMsbach, 
Lützelünden, Mflncbholzhsa, Nauborn, Naunheim, Steindorfl Waldgirmes 
und Wi&mar die kreisfreie Stadt "W. Es wurde erstmals in der Geschichte 
Hessens ein Bedwtdmodeii geschaffen. Die sechs Stadibezirke Dutmho- 
fen, Gie&a2 Heuchelheim, Lahntal, Weüenberg und WeZzlar hatten jeweils 
Be&- mit weitergehenderen Voiimachten als der herk&diche 

Die neuc Großstadt haüe damit eine Fkhe von 227,5 Qdddometer und 
war zweitgr6Bte Fkhemtadt Hessens. Die Einwohnerd& basierend auf der 
Forts&eihmg vom 31. Dezember 1975, betrug 156.624.18 

Damit war die Stadt Lahm MertgrOBte Stadt Hessens, beziehungsweise 43. 
mBte Stadt der Bun-lik Deutschland. 

17 A B  C der Stadt Lahn, aaO.. S. U) 

l8 aaO., S. 1 
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Absicht der Landesregierung und des Landesgesetzgebe~~ 

Die Hessische Landesregierung hatte erkannt, da0 im Bailungszntmm Rhein- 
Main Siedlungsdichte und Industriekapazitilkn ihre Grenzen erreicht haben. 

Mit der Bildung der Großstadt Lahn wollte die Landesregienmg eine Ent- 
1asl.ung des Rhein-Main-Gebietes realisieren. Gleichzeitig sollte ein Entwick- 
lungsband zwischen Rhein-Main- und Siegener Raum geschlossen werden und 
eine Bflckenfunlrton zwischen Nord- und Siidhessen wahrgenommen wer- 
den.20 Es war erkannt worden, da0 die Industrie- und Gamisonsstadt Wetzlar 
(z.B. Leitz und Budem) wegen ihrer relativ kleinen GemadamgsnrrChe die 
Kapmtiitsobergrenze erreicht hatte. Gleichzeitig stand wenig Fläche für Be- 
horden, Dienstieistungen und Bildung zur Vdfgung. Diese Fuuktion konnte 
aber der "Stadtteil Gießen" ihrnehmen, da dort das Industriep0knt.d we- 
niger, d& aber der Dienstleistungssektor und die Bildungseinrichtunen @.B. 
Universitat) wesentlich umiäugreicher entwickelt waren. 

Außerdem sollte der Stadt-Umlandskonfiiki durch das zu schaffende Oberzen- 
tnun beseitigt werden. 

Durch neue großzügige und auf einander abgestimmte Wohn-, Gewerbe- und 
Freizeitgebiete sollte diese Region attraktiver werden. 

Ein imifassendes Personennahverkehrssystm, die Beseitigung der Hoch- 
wascrgefahr und eine einheitliche Schdentwicklung sollten auch die Lebens- 
bedingungen verbessern und einer Zersiedelung der Laudschaft vorbeugen.21 

Absicht der "Lahnstadt-Gemeinden" zu Beginn der 70er Jahre 

Die Idee einer einheitlichen Planung für den mittelhessischen Raum wurde 
schließlich von den Bürgermeistern und Gemeindevertr- der betroffenen 
Stadte und Gemeinden aufgegnfl'en. Am 29. Juni 1970 trafen sich in Heuchel- 
heim kommunale Mandabtrilger aus nmd 30 Gemeinden des Raumes Wetzlar - 
Gießen und bdeten über die Bildung einer gemeinsamen Stadtregion 'Mitt- 
leres Lahntal". Die Zustimmung, hier ein leistungsstarkes Zentnm zu enichten, 

li 
f 
I l9 Steher, Karl-Ludv& Stadt iabn nnd aaO.. S. 10 

I' " Die !bd fmh an der Lahn. eine Ch&adl mit Zubmft. Hrsa. F.D.P.-- Stadt Lahn. 1976 
21 stoiner, K&-- a.aO., S. 47 

- 
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erfolgte aus allen M e n .  Man sprach sich Ah. die Schaffung einer politischen 
Einheit "mit einem Oberbiirgermeister und einem Parlament" aus.22 

I Im Juni 1972 beschlossen alle Parteien in der Stadtverordnetenversammlung 
NI der Stadt Wetzlar die Emghederung der Gemeinde Dorlar "als ersten Schritt 

zur Bildung einer Labnstadtn. Hier seien nochmals die m b e h  der Grenz- 
v e r w h q s -  der Stadt Gießen mit den Gemehden AU- 

/ 
und Rodgen eMrtlbnt, die ebenfalls "im Hinblick auf die aqpstrebte Neu- 
bildung einer kreiskien Großstadt im mittleren Lahntaln geschiossen wurden. 

In der Anh6nmgsphase zum Neughederungsgesek vom Mai bis Oktober 1973 
letmtea allerdmgs 13 'WmsWkommunenn einen Zusammenschluß ab. Für 
die Stadt Lahn stinmrten lediglich die Stadt G i e k  und die Gemeinden Lützel- 
linden und Naunheim. 

im Dezember 1974 legten die Gemeinden HeucheIheim und Naubom beim 
Bun-gsgericht in Karisnihe g d  Artikel 93 Abs. 1 Nr. 4b Gnmd- 
gesetz Verfassimgsbeshwerde gegen die Zuordnung zur Stadt Lahn ein. Diese 
wurde aber im Dezember 1975 vom Bundesverf8ssungsgencht nicht zur Ent- 
s c ~ m a n g e n o m m e n .  

Als Begrlhidung gab das BVeriG an, da6 die institutioneile Garantie gemii6 
Artikel 93 Absatz 1 Nr. 4b Gnmdgesetz nicht den indivibilen Bestand jeder 
einzelnen Gemeinde vor einer Aufithung schüw und sichert (etwa infolge 
gebietlicher oder f i m k t d e r  V-wf-), sondern vielmehr einen 
Schutz bietet für die Existenz von Gemeinden an sich als selbslwmaitende 
A u f w g e r  mit einem unantastbami Kembestand an Adgaben.23 

Warum wehrten sich die Gemeinden gegen die Stadt Lahn? 

Nicht den ersten, aber den entscheidenden Anstoß zur AufiOsung der Stadt 
Lahn hatte schon vor deren Grundung die demokratische Mehrheit der 370 
politischen MmMsWiger aus den ehemals sechzehn se1bstWigen Gebiets- 
ktkjwschatlen im Rahsien des g e d c h e n  A n h w  gegeben, da 
an ihnen die notwendige zunehmende Bedeuhmg der Ladesplanimg seit Ende 
der sechziger Jahre insgesamt vorbeigegangen war und die auserdem die ers- 
ten Zahlen des "Neugliedenmgs-Einmaleinst' nicht kannten.24 

Es waren Md-, eine verwaltungmd3ige lhxf- dafk 
aber keine erforderlichen k o m m u n a l ~ ~ h t l i c h e n  und rechtspoliti- 
schen Kenntaisse vorhanden. Da bei Schaffung der Stadt Lahn die Zahl der 

zz Jmg, Irene: Das Meniier;n, - Die Stadt Lshn. 1989 
Smgdr, Hrns Joachim: Hessirches K--ht, aaO., S. 72 

U Skimr, Karl-iadwig aaO., S. 4 
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f)aswrrteine an die Stadt Lahn! 

2s Jung, Ir- aa.0.  
z6 Stebr, M-Lndwig, aa.0.  S. 26ff. 
27 Ai iza igedcsHess i s chenMin i~dat t en indcrGidkm~nniZc i tungvom 1.Augusi 

im. s. 4 
28 Intwkw mit a.D. Osmaid am 27. August 1992 in GieEcn 
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Aufgnmd dieses Gesetzes wurden am 1. August 1979 folgende Kommunen ge- 
bildet: 

die Stadt "Gießen" aus den Stadtteilen Allendofiahn, Gießen, 
Kleiniinden, Liitzellinden, Ragen und Wieseck, 
die Stadt "Wetzlar" aus den Stadtteilen Blasbach, Dutenhofen, 
Garbenheim, Hermannstein, Miinchholzhausen, Naubm, Naunheim, 
Steindorf und Wetzlar, 
die Gemeinde "Heuchelheim" aus den Stadtteilen Heuchelheim und 
Kinzenbach, 
die Gemeinde "Lahnau" aus den Stadtteilen Atzbach, Dorlar und 
Waldginnes, 
die Gemeinde "Wettenberg" aus den Stadtteilen Krofdorf-Gleiberg, 
Lauusbach und Wißmar. 

Ferner wurde der "große Lahn-Dill-Kreis" aufgelost und zwei kleinere Land- 
kreise, n&niich der Landkreis Gießen im Osten und der "kleine" Lahu-Dill- 
Kreis im Westen gebildet. 

Die Stadt Gießen hatte allerdings im Vergleich zu der Zeit vor 1977 ihre Kreis- 
fieiheit verloren. Sie wurde "Sonderstatusstadt" nach § 4a Hessische Gemein- 
deordnung (HW). Wetzlar hatte man eine großzügige Arrondiemg gestattet, 
so daJ3 auch die Stadt Wetzlar auf über 50.000 Einwohner kam und den Son- 
derstatus erhielt. 

Die Stadt Lahn hatte bereits vor ihrer Gründung die höchste Pro-Kopf-Ver- 
schuidung Deutschlands. 
Gegenseitige bedenkenlose Zustimrnungsbereitschaft zu den sogenannten 
"Fortfühningsmaßnahmen" fiihrte zu keinem notwendigen gemeinschaftlichen 
Investitionsprogramm, sondern zu einem Investitionsschub in der "Stadt-Lahn- 
~e~ion" .29  
Wegen dieses "Nach-mir-die-Sintflut-Verhaltens"' stieg die Verschuldung der 
spateren Stadt Lahn enorm an. 
Die Schulden mußten auf die neu entstandenen Kommunen verteilt werden. 

Woran ist die Stadt Lahn gescheitert? I 
In erster Linie ist die Stadt Lahn nicht durch sachimrnanente Schwierigkeiten, 
sondern durch politisches Kalkül der Landesopposition, Unwillen der Kornmu- 
nalpditiker und eine eindeutige Frontstellung der Presse gescheitert. 



Die Schwierigkeit, die die Deutsche Bundespost bei der Namenskreation 
machte, denn sie bestand anfangs auf einen kurzen Gesamtnamen ("Lahn") 
ohne Stadtkih&&e, trieb die ohnehin angestachelten Emotionen der Bevol- 

F kenuig im Hinblick auf die historischen Gegebenheiten noch mehr gegen die 
geplante Reform. 

AnscluS des Stadtteils LüMinden an die neugegründete 
Stadt G i e h  

Nach einer Abstimmung ober die künftige Zugeh6ngkeit der einzelnen Stadt- 
teile des Stadtbezirks "Lahn-Dutenhofen" entschied sich Lahn-Allendorf mit 
98,9 % flir die Zugehörigkeit zu Gießen. In Lahn-Liitzellinden war diese Quote 
nicht so hoch wie im Stadtteil Allendorf, weil einige Einwohner Lutzeiiindens - 
wegen ihrer früheren Zugehörigkeit zum Landkreis Wetzlar - noch Bindungen . 
dorthin hatten. 

Lahn-Münchholzhausen entschied sich mehrheitlich fur einen Anschluß an 
Wetzlar. Die Dutenhofener wollten mehrheitlich selbständig bleiben. Die Zu- 
ordnung Lahn-Dutenhofens zu Wetzlar war schließlich ein "Geschenk" zum 
Aufstieg zur ~onderstatusstadt.30 

Die Stadtteile AllendodXahn und Rödgen erhielten wieder, die Stadtteile 
Kleinlinden, Lützellinden und Wieseck erstmalig Ortsbeiräte. 

Lützellinden wurde per Gesetz ein Stadtteil von Gießen. 

Fazit 

Trotz mancher Kritik in der offentlichen und veröffentlichten Meinung während 
der R e f o r m d u r c m g  ist Hessen ein "guter Wut" gelungen. Dokumen- 
tarisch belegt dies eine Untersuchung des Instituts für sorientierte Sozial- !- fmhung über die Gebietsrefonn aus dem Jahre 1 98 1. 1 

Gießen hat 1979 eindeutig nicht nur die Kreisfreiheit, sondern auch an Be- 
deutung verloren. Mangels potentieller Flächen für Wohnfiächen- und Gewer- 

V beansiedlung wandern, wie oben bereits erwähnt, immer mehr Gewerbebe- 
F triebe, aber auch Bevölkerung ab. 

Gegenüber den Nachbarkommunen Linden, Pohlheim, Femwald, Buseck, Lol- 
I lar, Wettenberg, Heuchebeim und vor allem Wetzlar findet eine große unn& 

tige K o k e n z  statt, die die befbhtete Zersiedelung und die damit ver- 
bundene Unatimktivitiit der Region zur Folge hat. Jede Gemeinde der Region 

Anm. d. Veb 
31 Steina; Karl-Ludwig; a.a.0.. S. 2 
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Dennoch hat die Verwaltung während ihres 31 Monate dauernden Bestehens 
von der Gründung bis zur gesetzlichen Auflösung funktioniert. In fast allen 
Außenstellen der Verwaltung, die in den ehemaligen Rathäusern und Verwal- 
tungsstellen der ehemals selbständigen Gemeinden eingerichtet waren, wurde 
durch die Bediensteten die erforderliche Zusammenarbeit zwischen den Zen- 
tralen Hauptamtem und den Außenstellen das M a t  "gut" bis "ausge 
zeichnet" vergeben. 

Die Stadt Lahn hatte die niedrigsten Personalausgaben aller vergleichbaren 
Städte im ~undes~ebiet:33 

Kriterium: 1  ahn 1 Dannstadt 1 Offenbach 
Stellen 12.046 3.538 3.919,s 
je Einw. 0,013 0,025 0,033 
Pers.ausg. 79,4 Mio DM 1 10,6 Mio DM 93,8 Mio DM 
%an VwHh 29,4 34,4 32,87 

Hinzu kommt, daß damals vorgesehene wichtige Projekte - wie zum Beispiel 
das Freizeitgebiet im Lahnpark - bis heute nicht verwirklicht werden konnten, 
ebenso der Anschluß des Gewerbegebiets Gießen-West und die Ortsumgehung 
Heuchelheim, weil heute zwischen beiden Kommunen wieder eine Grenze 
liegt. 

Ein gemeinsames ÖPNV-~onzept und ein gemeinsamer Schulentwicklungs- 
plan konnten nie erarbeitet werden. Und genau dies hatte die Region bitter 
nötig. 

I 
Der Gießener Oberbürgermeiter Mutz wünschte sich am 15. Jahrestag der 
Gründung der Stadt Lahn, aus "dem Krotze Gießen doch gern einen sch6nen 
runden Apfel" zu machen.34 Er meinte damit eine Arrondiemg Gießens mit 
seiner Agglomeration. 

32 Anm. d. Verf. 
33 Steiner, Karl-Ludwig; a.a.0.. S. 144ff. 
34 Gießener Anzeiger vom 2. Januar 1992. wobei als "Krotze" (=obcrhessisch) das verbleibende 

Kernhaus eines Apfels zu verstehen ist. 
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Trotz der Tatsache, da6 sich die damals reformerische SPD seit der 'Lahn- 
Schlagpe" mittlerweile wieder erholt hat (Regierungswechsel vom CDU- zum 
SPD-gefihten Magistrat fand in Wetzlar bereits 1979, in GieBen 1985 M), 
trauen sich nur wenige Politiker, da6 daß EisenEisen" einer inibedingt mrtwen- 
digen Arrondienmg Gießens beziehungsweise weiteren Gebiets&fonn zur 
Stsrkung der Region Miäeihessen in die Hand zu nelmien. 

Dennoch bleibt ein "Silberstreif am Horizont", denn erste Wge einer Funktio- 
mimform im Sinne einer kommunaien Zusanmieaarbet zeigten sich in F m  
der Einrichtung des G i e k  Regiemqppmidiums im J a h  1981, der Gr[tn- 
dung e b s  N a h v e d c e h r s z w ~ d e s  1991, der Eimichtung der "GieBener 
gemehtikigen Zentrum für Arbeit und Umwelt GmbH (ZAUG)" 1989, der 
B e i k m  des Polizeiprasidiums in GieSen (trotz Novelüenmg des hessi- 
schen Polizeirechts 1990) sowie der lange herbeigesehuten Beteiligung des 
Ladheises &Ben und des Landes Hessen am enormen Defizit des GieBener 
saeaters. 

Im Rahmen der deutschen, aber vor d e m  europakhen Einigung und der 
damit verbundenen regionalen S t a n d o u e n z ,  so meinen die V-, ist 
ein Umdenken der Kommundpolitiker im Grobum Gießen und Wetzlar, aber 
auch der Bev6Ikenmg und der Medien, von Nöten, damit der inüa&&mlie 
Vorteil der @nstigen V e r k e i n d u n g  voil lulsgesch0pft werden kam. 

Die V h s e r  bedanken sich bei dem ehemaligen Stadtrat der Stadt Lahn, 
Helmut Beiiof, für die Bedsteiiung von Zei-äen zum Thema 
Lahn, und bei dem Mbkqrhdenten  a.D. Albert Osswald für das Interview 
vom 27. August 1992. 
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